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ich begrüße Euch recht herzlich zur 
ersten Ausgabe des Reports im neuen Jahr 
2026. Ich hoffe sehr, dass Ihr die ersten 
Monate des Neujahrs nutzen konntet, um 
Energie und Kraft zu sammeln. Mit dem 
Aufgang des Neujahrs ist auch wieder 
einmal viel Bewegung in der Organisa-
tion der hessischen Polizei und unserer 
Gewerkschaft. Die Projekte (P 25, S 25, 
V/Z 25 und F 25) werfen Licht und Schat-
ten auf unsere Organisationsstrukturen 
bei der Polizei voraus. Es ist kein leichtes 
Unterfangen für die Verantwortlichen der 
Projekte ihre Mitarbeiter bei dem nötigen 
Umbruch der gewachsenen Polizeistruk-
turen mitzunehmen. Dem Eindruck, dass 
die Polizei plötzlich das Rad ohne Not 
neu erfindet, muss sich die Polizeiführung 
erwehren. Solch Strukturreformen allein 
füllen noch längst nicht Kühlschränke 
in unseren Hausständen. Weder sorgen 
sie für einen warmen Herd in unseren 
Blaulichtfamilien, noch lindern sie auch 
nicht die hohen physischen und psychi-

schen Belastungen. Doch können diese 
Reformen, wenn sie durch die Führung 
nicht von oben herab, sondern mit ei-
nem menschlichen Augenmaß getroffen 
werden, gelingen. Eben nur mit und nicht 
ohne uns!

Ein Prüfstein unserer gewerkschaftli-
chen Tätigkeit liegt in diesem Jahr wieder 
auf den bevorstehenden Tarifverhandlun-
gen zum TV-H. In Zeiten fortdauernder 
Inflation mit einem Reallohnverlust bei 
höheren Anforderungen ist ein respekta-
bler Tarifabschluss für die Beschäftigten 

und Beamten Pflicht. Von einer Kür darf 
hier nicht die Rede sein. Dafür blieb in 
den vergangenen „Nullrunden“ vieles lie-
gen. Daher fordern wir für die Tarifrunde 
2026 eine Erhöhung der Tabellenentgelte 
um 7 Prozent, mindestens 300 Euro mo-
natlich. Die Forderungen beinhalten eine 
Erhöhung der Ausbildungs- und Prakti-
kantenentgelte um 200 Euro sowie eine 
Laufzeit von 12 Monaten. Ziel ist überdies 
eine zeit- und wirkungsgleiche Übertra-
gung auf den Beamtenbereich. Dies ist 
keine Gefälligkeit, sondern eine Frage der 
Wertschätzung und der existenziellen 
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// AUS DEN BEZIRKSGRUPPEN //

(inneren) Sicherheit. Getreu dem Appell: 
„Löhne rauf, sonst zahl ich drauf!“ gilt es 
den Druck auf die hessische Landesregie-
rung hochzuhalten, denn ein mehr als gut 
und verlässlicher Dienst am Menschen im 
Geberland Hessen verdient eine solide Be-
zahlung, die dem bundesweiten Vergleich 
nicht nur standhält, sondern auch voran-
geht und nicht wieder einmal Chancen 
brachliegen lässt. Auch das Beamtenrecht 
muss endlich wieder dem Tarifrecht fol-
gen! 

Die verfassungswidrige Besoldung 
oder Alimentation der Beamten muss end-
lich beendet werden. Solche Missstände 
von Verfassungsrang bedürfen der Repa-
ratur. Auch die Modernisierung in den be-
reits genannten Projekten darf nicht auf 
Kosten derer gehen, die das System „Inne-
re Sicherheit“ tragen. Wir als GdP Osthes-
sen werden genau darauf achten, dass bei 
aller „Neuausrichtung“ der Mensch hinter 
der Uniform und am Schreibtisch nicht 
zum Rädchen im Getriebe des Polizeiap-

parates degradiert wird. Lasst uns dieses 
Jahr 2026 gemeinsam mit Wachsamkeit 
und Solidarität angehen. Nur gemeinsam 
sind wir stark genug, um sowohl organi-
satorisch als auch finanziell die Weichen 
richtig zu stellen. Ich wünsche Euch eine 
informative Lektüre und allzeit einen si-
cheren Dienst. Bleibt gesund und unserer 
Gewerkschaft gewogen!	 n

Herzlichst,
Christian Störkel

Vorsitzender der BZG OH

LANDTAGSBESUCH

DIE GdP SÜDOSTHESSEN BESUCHT DEN HESSISCHEN LANDTAG

Im Rahmen einer Exkursion besuch-
ten am 08.12.2025 zehn Mitglieder der 
GdP Südosthessen in Begleitung des 
GdP-Landesvorsitzenden Jens Mohrherr 
den Hessischen Landtag in Wiesbaden. 
Ziel war es, Einblicke in die parlamen-
tarische Arbeit zu erhalten und den 
direkten Austausch mit der Politik zu 
fördern.

Zu Beginn der Veranstaltung erhielten 
die Teilnehmenden einen Einführungsvor-
trag über die Aufgaben, Strukturen und 
die Arbeitsweise des Hessischen Landtags. 
Dabei wurde anschaulich dargestellt, wie 
Gesetzgebungsverfahren auf Landesebe-
ne ablaufen und welche Rolle Ausschüs-
se, Fraktionen sowie das Plenum im par-
lamentarischen Prozess spielen.

Im Anschluss folgte eine Führung 
durch das Landtagsgebäude inklusive des 
historischen Schlossteils. Dabei standen 
die architektonischen Details und die 
kunstvolle Gestaltung im Mittelpunkt, die 
den historischen Charakter des Gebäudes 

eindrucksvoll widerspiegeln und bei den 
Teilnehmenden großen Eindruck hinter-
ließen.

Den Abschluss der Exkursion bildete 
eine Gesprächsrunde mit der innenpoliti-
schen Sprecherin der SPD, Frau Lisa Gnadl. 

Im Besucherbereich des aktuellen Landtags
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// AUS DEN BEZIRKSGRUPPEN //

Die GdP-Mitglieder hatten hier Ge-
legenheit, im direkten Austausch ihre 
Erfahrungen und Sichtweisen aus dem 
polizeilichen Alltag einbringen und ihre 
gewerkschaftlichen Anliegen direkt zu 
adressieren. Im Fokus stand unter ande-
rem der Großeinsatz in Gießen anläss-
lich der Gründung der sog. „Generation 
Deutschland“. Aber auch die Ausstattung 
und die Beamtenbesoldung wurden um-
fassend thematisiert. 

Zum Dank überreichte der Bezirks-
gruppenvorsitzende Markus Hüschenbett 
Frau Gnadl eine kleine Geschenktüte mit 
GdP-Präsenten.

Nach der Veranstaltung ließen die 
Mitglieder den Ausflug bei einem heißen 
Getränk auf dem Wiesbadener Stern-
schnuppenmarkt ausklingen.

Die Exkursion wurde von allen Teil-
nehmenden als sehr gelungen bewertet. 
Sie unterstrich den Stellenwert des direk-

ten Dialogs zwischen Polizei und Politik 
und zeigte, wie wichtig persönliche Ge-
spräche für ein gegenseitiges Verständnis 
und sachorientierte Diskussion sicher-
heitspolitischer Fragestellungen sind.	 n

Felix Kuschel

Ehemaliges Büro der Landtagspräsidenten, Besprechungsraum. Fast wie im PP SOH.

Gesprächsrunde mit Lisa Gnadl

Vor dem Landtag

Besuch mit dem Maskottchen des Landtags, Löwe Leo

Im historischen Teil

Markus Hüschenbett mit der innen-
politischen Sprecherin Lisa Gnadl
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// AUS DEN KREISGRUPPEN //

Am 02.Dezember fand traditionell 
die Weihnachtsfeier der Kreisgruppe 
Main-Kinzig statt. Hierzu wurde der 
Dragonerbau in Langenselbold als Loca-
tion ausgesucht.

Der Seniorenvertreter, Norbert Tum-
brägel, freute sich über den guten Zu-
spruch, den alljährlich diese Veranstal-
tung findet und hoffentlich weiterhin 
finden wird. Begrüßen konnte er auch 
den Landesseniorenvorsitzenden der GdP 
Hessen, Bernd Braun. In seiner Begrüßung 
konnte er von Aktivitäten in der eigenen 
Kreisgruppe berichten. 

Am 01.02.2025 fand eine Demonstra-
tion zum Besoldungsdiktat der Landesre-
gierung statt.

Es folgte eine weitere 15.01.2025 in 
Alsfeld und am 25.01.2025 in Wiesbaden.

Am 11.03. 2025 fand eine Unterstüt-
zung unserer Aktiven für die Verhandlun-
gen des TVÖD in Frankfurt statt. 

Sie forderten 8 % mehr Lohn, mindes-
tens 350 €, zusätzliche drei Tage und 200 
€ mehr für die `AZUBI`

Konkret zu uns. 
Im TV-H gab es für die Angestellten 

3 Einmalzahlungen von 1.000 € und am 
01.08. 5,5 % mehr aus der Tarifrunde 
2024. 

Im Febr. 2025 eine Erhöhung der Ent-
gelttabelle um 200 € und im Nov. 25 eine 
Erhöhung der Jahressonderzahlung.

Die Beamten haben am 01.02. 4,8 % 
mehr bekommen und die Erhöhung um 
5,5 % wurde auf den 01.08. festgelegt 

um dann auf den 01.12. verschoben zu 
werden. Heute wissen wir, dass sie nicht 
weiter verschoben sondern ausgezahlt 
wurde.

Im Tarifvertrag Hessen gilt 24 Monate 
und endet am 31.01.2026. Es geht also 
Anfang des kommenden Jahres weiter. 

Das werden ganz besondere Verhand-
lungen werden.

Im Vergleich: Grundschullehrer sollen 
hochgestuft werden auf die A 12.

In den nächsten Jahren sollen sie so-
gar A 13 bekommen.

In Rotenburg an der Fulda im zentra-
len hessischen Ausbildungszentrum für 
Finanzamt, Justiz und Straßenmeisterei 
gibt es eine Ausbildungsstätte mit Unter-
kunft.

Unsere Polizeianwärter müssen sich 
private Wohnungen mieten. Zahlen 15 € 
pro Quadratmeter;

Da kommen bei 30 qm 450 € zusam-
men. So wird die Polizei gegen Justiz und 
Finanzamt ausgespielt.

Interessante Bewegungen im Bund 
gibt es derzeit hinsichtlich verfassungs-
widriger Besoldung.

Bundesinnenminister Alexander Dob-
rindt wollte bis Ende November ein Ge-
setz vorlegen, wonach dem Rechnung ge-
tragen wird, dass die Beamtenbesoldung 
mindesten 15 % über der Grundsicherung 
liegt, wie es das Bundesverfassungsge-
richt 2020 gefordert hat. Damit alles 
rechtlich einwandfrei ist, soll die Nach-
zahlung fünf Jahre zurückreichen. Sind 
wir mal gespannt, wann sich in Hessen 
etwas tut.

Am 23.05.2025 fand unsere Jah-
reshauptversammlung in der Gaststät-
te Kaufmann`s in Gelnhausen Meerholz 
statt.

Zahlreiche Aktive waren dem Aufruf 
gefolgt. Sabine Spangenberg als Bezirks-
gruppenvorsitzende begrüßte die Mitglie-
der und die Gäste.

Neben unserem Landrat Thorsten 
Stolz waren auch der Leiter der PD Main-
Kinzig Martin Nickl anwesend. Außerdem 
der Vorsitzende im Hauptpersonalrat, Da-
niel Klimke. Er überbrachte Grüße vom 
Landesvorsitzenden Jens Mohrherr. Auch 
Marco Weller als Leiter der Abteilung Ein-
satz überbrachte die Grüße von PP Muth 
und Vize PP`in WETZ. Leider wechselte 
diese Position Ende des Jahres erneut.

Haben auch immer weniger Halbwert-
zeit, diese Präsidenten.

2010 bis 2020 Roland Ullmann / also 
rund 10 Jahre

01.09.2020 bis 01.09.2023 Eberhard 
Möller / also 3 Jahre

01.09.2023 bis 01.12.2025 Daniel 
Muth / also 2 Jahre und drei Monate

Erwähnt werden soll auch unser Som-
merfest am 05. August, hier im Dragon-
erbau.

Wir konnten zahlreiche Kolleginnen 
und Kollegen mit Partnerinnen und Part-
nern begrüßen.

Am 16.08.2025 hat Norbert Tumbrä-
gel mal wieder eine Herbstfahrt organi-
siert. Es ging zum 75. größten Weinfest 
nach Volkach in Unterfranken. Ein fast 
voll besetzter Bus. Wie ihm geschrieben 
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wurde, hat es allen gefallen. Hier war man 
halt an das Datum des Volksfestes gebun-
den. Es gab nicht ganz so viel Zuspruch 
wie sonst. Das lag wohl an dem letzten 
Ferientag in Hessen. Schauen wir mal, wo 
es nächstes Jahr hingeht. Da wird es zwi-
schen den Sommer und den Herbstferien 
stattfinden. 

Hingewiesen wurde erneut auf die Ein-
spruchsschreiben amtsangemessener Be-
soldung. Dazu wurden Einspruchsschrei-
ben auf der GdP Homepage bereitgestellt.

Schlussendlich noch eine Anekdote 
aus dem Land Hessen. Das Land Hessen 
hat die HPS oder wie sie neudeutsch heißt 
HöMS, Hessische Hochschule für öffent-
liches Management und Sicherheit, an 
eine Tochter der Commerzbank verkauft. 
Der Mietvertrag läuft bis 2033; Kurz, man 

hört die Coba vermietet nicht mehr und 
möchte dort oben in Dotzheim mit der 
tollen Aussicht Eigenheime bauen. 

Die lassen sich natürlich toll vermark-
ten. Das zum Thema Privatisierung von 
öffentlichen Gebäuden durch den seiner-
zeitigen Ministerpräsidenten Koch.

In eigener Sache darf ich zum Schluss 
noch etwas loswerden. Ich meine in Sa-
chen GdP. Noch nie hatten wir als GdP 
so viele Mitglieder. Aktuell sind es rund 
200.000 im Bund. Damit sind wir weltweit 
die stärkste Berufsvertretung der Polizei.

Anschließend hatte der Landessenio-
renvorsitzende Bernd Braun das Wort. Er 
berichtete aktuelles und informatives aus 
Hessen und dem Bund.	 n

GdP Main-Kinzig

// AUS DEN KREISGRUPPEN //
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// AUS DEN BEZIRKSGRUPPEN //

Dieses Jahr fand wieder die traditio-
nelle Weihnachtsbereisung des Landrats 
in der PD Main-Kinzig statt.

Der Ostkreis wurde dieses Jahr von 
dem Ersten Kreisbeigeordneten, Herrn 
Hofmann, zusammen mit dem Leiter der 
Abteilung Einsatz, Herrn Weller, dem Lei-
ter der PD Main-Kinzig, Herrn Nickl, für 
den Personalrat, Frau Spangenberg sowie 
Herrn Wiesler von der Polizeiseelsorge 
bereist.

Bei den Dienststellen Pst. Bad Orb, 
Pst. Schlüchtern und Pst. Gelnhausen war 
unter anderem die Umstrukturierung in-
nerhalb der Polizei (P / S 25) sowie die 
Neueinrichtung der Schutzmänner / 
Schutzfrauen vor Ort (SvO) Thema. Es 
fand ein reger Austausch diesbezüglich 
statt. Auch die Herausforderungen des 
vergangenen Jahres, u.a. die Absage der 
beliebten Veranstaltung „Kinzigtal total“ 
und der Umgang mit den kommenden 
Veranstaltungen wurde thematisiert.

Der SvO der Pst. Schlüchern, POK Tho-
mas Walther, schilderte seine Tätigkeit 
und seine bisherigen Erfahrungen in der 
kurzen Zeit.

Dem Westkreis nahm sich dieses Mal 
unser Landrat, Herr Thorsten Stolz, die 
stellvertretende PD-Leitung, Frau Willing, 
Frau Spangenberg (Personalrat) und Herr 
Wiesler (Polizeiseelsorge) an.

Die dortigen Dienststellen Pst. Lan-
genselbold, das Polizeirevier Hanau und 
die Polizeiautobahnstation Südosthessen 
ließen den großen Umzug der Dienststel-
len nochmal Revue passieren und gingen 
auf die damit verbundenen Hürden, die in 
kurzer Zeit zu bewältigen waren, ein. Es 
wurde festgestellt, dass hier und da noch 
Verbesserungen durchgeführt werden 
sollten.

Die Pst. Maintal, vertreten durch 
PHK`in Schwan, ging auf die Besonder-
heiten des vergangenen Jahres ein und 
die neue SvO`in der Polizeistation, PHK`in 
Lachmann, stellte sich vor. Sie schilderte 

das bisher Erlebte, die Zusammenarbeit 
mit den Ordnungsämtern und das bisher 
erhaltene Feedback der Bürgerinnen und 
Bürger.	 n

Spangenberg / KG Main-Kinzig
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// AUS DEN BEZIRKSGRUPPEN //

Am Freitag, 16.01.2026 fand der 
Neujahrsempfang der SPD in der Klos-
terberghalle in Langenselbold statt.

Nach der Begrüßung des Vorsitzen-
den des Unterbezirks Main-Kinzig, Herrn 
Andreas Hofmann, welcher auch haupt-
amtlicher Erster Kreisbeigeordneter des 
Main-Kinzig-Kreises ist, sprach die Gast-
rednerin, derzeitige Ministerpräsidentin 
vom Saarland, Frau Anke Rehlinger. Frau 
Rehlinger ist seit 2022 im Amt und führt 
eine SPD-Alleinregierung. Sie ist die ers-
te Frau an der Spitze der saarländischen 
Landesregierung und war zuvor bereits 
stellvertretende Ministerpräsidentin und 
Ministerin in verschiedenen Ressorts. Sie 
ist zudem stellvertretende Parteivorsit-
zende der SPD.

Frau Rehlinger sprach zur derzeiti-
gen weltpolitischen Lage, unter anderem, 
dass der Ukraine-Krieg, wider Erwarten 
bereits seit Februar 2022 andauert, wir in 
Deutschland viele Jahre „auf Verschleiß“ 
gelebt haben, nicht nur die Deutsche Bahn 
betreffend. Es wird entsprechend lange 
dauern, bis dies behoben ist. Sie sprach 
die Digitalisierung an, dass wir auch in 
diesem Bereich „hinterher hinken“. Dieses 
Thema wird jedoch im Main-Kinzig-Kreis 
vorangetrieben und die Bürgerinnen und 
Bürger bekommen das Glasfaser finan-

ziert, was nicht überall in Deutschland 
der Fall ist. Am Ende ihrer Rede bekam die 
Ministerpräsidentin „Standing Ovations“ 
der Zuhörer.

Herr Landrat Thorsten Stolz folgte im 
Anschluss mit seiner Ansprache. Er erläu-
terte, dass sich im Main-Kinzig-Kreis viel 
bewege, der Ausbau des Glasfasernetzes 
ginge zügig voran, natürlich Dank des 
Hauptakteurs, der Breitband Main-Kinzig 
GmbH.

Es wird in Linsengericht ein Azubi-
Campus gebaut, der 150 Auszubildenden 
eine bezahlbare Unterkunft bieten soll.

Im weiteren Verlauf bot sich die Mög-
lichkeit, in den Austausch mit den ver-
schiedenen SPD-Mandatsträgern zu tre-
ten. Die GdP legt Wert auf eine weiterhin 
fundierte Zusammenarbeit.	 n

Sabine Spangenberg
KG Main-Kinzig

NEUJAHRSEMPFANG VON CDA UND FU IN HANAU-STEINHEIM

„KOMMUNE IM WANDEL: BÜRGERNÄHE, ARBEITSWELT, BÜROKRATIEABBAU 
UND DIGITALE PERSPEKTIVEN“

Am 31. Januar 2026 fand in Hanau-
Steinheim der Neujahrsempfang unter 
dem Titel „Kommune im Wandel: Bürger-
nähe, Arbeitswelt, Bürokratieabbau und 
digitale Perspektiven“ statt. Veranstaltet 
wurde die Veranstaltung von der CDA 
(Christlich-Demokratische Arbeitnehmer-
schaft ist der Sozialflügel der CDU), der 
Frauen Union sowie dem Gewerkschafts-
rat der Union. Eingeladen waren auch Ge-
werkschafter.

Zu den Gästen und Referenten zählten 
Isabelle Hemsley (OB-Kandidatin für die 
kreisfreie Stadt Hanau), Manfred Pentz 
(Hessischer Minister für den Bund, Euro-

pa, Internationales und Entbürokratisie-
rung), Pascal Reddig (MdB), Heiko Kass-
eckert (MdL), sowie Kai-Uwe Hemmerich 
(Landesvorsitzender der CDA Hessen und 
Mitglied des IG BCE-Landesbezirksvor-
standes Hessen-Thüringen).

Im Mittelpunkt der Veranstaltung 
standen die tiefgreifenden Veränderun-
gen, mit denen Kommunen und ihre Be-
schäftigten konfrontiert sind. Weitere 
Themen waren u.a. die vom Wirtschafts-
flügel der CDU angestoßene Debatte bzgl. 
des Rechtsanspruchs auf Teilzeitarbeit, 
die wachsende Digitalisierung und auch 
„Goldplating“ (oder „Gold Plating“, be-

zeichnet in der Rechtswissenschaft die 
übermäßige Verschärfung von EU-Richt-
linien bei deren Umsetzung in nationa-
les Recht). Manfred Pentz, Deutschlands 
einziger Minister für Entbürokratisierung, 
prägte in diesem Zusammenhang den 
Satz, dass jedes Formular oder jede Be-
richtspflicht, die abgeschafft werde, eben 
nicht mehr digitalisiert werden müsse. 
Zum Abschluss gab es Gelegenheit für 
Diskussion und Fragen aus dem Publikum.

Aus gewerkschaftlicher Sicht ist 
klar: Digitalisierung kann nur dann ein 
Fortschritt sein, wenn sie zu echten Ar-
beitserleichterungen führt und nicht zu 



zusätzlichem Aufwand, Verdichtung oder 
Stellenabbau. Gerade die Einführung 
der Elektronischen Akte in Strafsachen 
(EAS) hat dem Polizeibereich Mehrarbeit 
gebracht, während Staats- und Amts-
anwaltschaften entlastet wurden. Die 
Hauptarbeit der Digitalisierung liegt nun 
bei dem einzelnen Sachbearbeiter im 
Polizeibereich. Jeder einzelne Vorgang 
erfordert nun mehr Zeit, und nicht we-
nige haben den Eindruck einen Betatest 
durchzuführen. 

Ebenso muss Bürokratieabbau mit 
klaren, praxistauglichen Strukturen ver-
bunden sein – und darf nicht zu Rechts-
unsicherheit oder Mehrarbeit für die Be-
schäftigten führen.

Die Beiträge machten deutlich, dass 
Behörden und Kommunen dringend bes-
sere Rahmenbedingungen benötigen. 
Dazu gehören aus Sicht der GdP vor al-
lem:

* ausreichende Personalbemessung,
* verbindliche Mitbestimmung,
* moderne Arbeitsbedingungen und
* verlässliche Tarifstrukturen.
Nur mit motivierten, gut ausgestat-

teten und fair behandelten Beschäftigten 
kann Bürgernähe tatsächlich gelingen.

Der Neujahrsempfang bot eine gute 
Gelegenheit zum Austausch über die-
se Themen und Vernetzung. Für die GdP 
bleibt entscheidend, dass die angekündig-
ten Reformen nicht nur politisch bewor-
ben, sondern auch fair und im Sinne der 
Beschäftigten umgesetzt werden.	 n

Markus Hüschenbett, Bezirksgruppe 
Südosthessen

Fotos: GdP SOH
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von links: Achim Dietenhöfer (GdP), DGB-Kreisverbandsvorsitzender Main-Kinzig, 
die Gastgeber Kai-Uwe Hemmerich (CDA) und Srita Heide (Frauen Union Main-

Kinzig), Markus Hüschenbett (GdP Landesvorstand Main-Kinzig sowie  
GdP Südosthessen). 

Heiko Kasseckert MdL Minister Manfred Pentz Pascal Reddig MdB



„DER KAPITÄN GEHT VON BORD“

NACHRUF AUF DIE ERMITTLUNGSGRUPPEN

DSL EPHK ENDERS NIMMT KURS AUF DEN RUHESTAND

VERNICHTET DURCH DIE „UMSTRUKTURIERUNG“ P25
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Mit Ablauf des Monats Januar 2026 
ging Stationsleiter EPHK Stefan Enders 
in den wohlverdienten Ruhestand. Seine 
Laufbahn begann am 01.10.1981 in der 
V.HBPA Kassel, von 1984 bis 1991 in der 
Bepo Hanau. Nach einem kurzen Abste-
cher zur Pst. Sontra von Januar bis August 
1991, war er in allen Stationen der PD 
Main Kinzig tätig. 2020 führte sein Weg 
zurück in Heimatnähe als DEG-Leiter der 
Pst. Schlüchtern. 2023 übernahm er diese 
als Stationsleitung.

Seine Kollegen schätzen ihn für sein 
jederzeit offenes Ohr in allen Belangen, 
seine Menschlichkeit und Verlässlichkeit. 
Mit seiner fachlichen Kompetenz und 
seiner Erfahrung steuerte er seine Mann-
schaft durch jeden Sturm.

Nun steht er mit Rat und Tat seinen 
Kindern beim Hausbau bei, kann mit sei-
ner Frau Heike die Urlaube genießen und 
auf große Segeltouren gehen, hat Zeit für 
sein größtes Hobby den Land Rover und 
kann sich im TV Neuhof wieder tatkräftig 
engagieren. 

Sandra Janes übermittelte die besten 
Wünsche der GdP Kreisgruppe Main Kin-
zig und wünschte dem frischgebackenen 
Pensionär für die Zunkunft viel Gesund-
heit, Glück, Zufriedenheit und Zeit für die 
schönen Dinge im Leben.	 n

Sandra Janes
Kreisgruppe Main-Kinzig

Sie waren das Rückgrat unzähliger Er-
mittlungen.

Sie standen für Fachwissen, Erfah-
rung, Teamgeist und runde Vorgänge. Und 
sie waren vor Ort – dort, wo die Geschä-
digten wohnten, nicht am anderen Ende 
des Landkreises.

Mit der Umstrukturierung P25 wurden 
die Ermittlungsgruppen der hessischen 
Polizei faktisch abgeschafft. Was auf dem 
Papier als „Modernisierung“ und „Ver-
schlankung“ verkauft wurde, bedeutete 

in der Realität das Ende einer bewährten 
Arbeitsform, die über Jahrzehnte erfolg-
reich Straftaten aufgeklärt und Opfer un-
terstützt hat. Für viele Kolleginnen und 
Kollegen aus dem Schichtdienst waren sie 
zudem eine Möglichkeit, auf der eigenen 
Dienststelle in den Tagdienst zu wechseln.

Die Ermittlungsgruppen waren mehr 
als nur Organisationseinheiten. Sie waren 
eingespielte Teams, die – egal ob regional 
oder dezentral – ermittelten: mit Herz-
blut, Fachkompetenz und in einem famili-
ären Umfeld mit Nähe zum Schichtdienst.

Ihr Verlust ist nicht nur ein strukturel-
ler Einschnitt, sondern auch ein mensch-
licher. Kolleginnen und Kollegen wurden 
auseinandergerissen, gewachsene Struk-
turen zerschlagen und wertvolles Erfah-
rungswissen verstreut. Zurück bleibt eine 
Lücke, die kein noch so modernes Orga-
nigramm schließen kann – und Liegen-
schaften, die überfüllt werden, während 
andere leer bleiben. Ob und wann diese 
sogenannte Reform zu messbaren Erfol-
gen führen wird, steht in den Sternen. 
Eins ist klar: In naher Zukunft werden 
sich zunächst Vorgangshalden mit unbe-

arbeiteten Strafanzeigen im vierstelligen 
Bereich bilden – wie bei anderen Zusam-
menlegungen in der jüngeren Vergangen-
heit auch.

Wir nehmen Abschied von einer Ar-
beitsform, die für Bürgernähe und regio-
nale Kenntnisse stand.

Für gegenseitige Unterstützung zwi-
schen Tagdienst und Schichten.

Für Ausdauer statt Aktionismus.
Für echte Ermittlungsarbeit statt blo-

ßer Fallverwaltung.
Die Ermittlungsgruppen leben weiter 
- in den Erfolgen, die sie erzielt haben,
- in den Kolleginnen und Kollegen, die 

sie geprägt haben,
- und in der Erinnerung an das, was 

möglich ist, wenn man Polizei nicht nur 
verwaltet, sondern sie lebt.

Ruhet in Frieden.	 n

Markus Hüschenbett
Bezirksgruppe Südosthessen

Gewidmet „Vadder“ JR, der uns gezeigt 
hat, wie ein runder Vorgang aussieht.



LANDESTICKET WIRKT

„MEHR GEHT IMMER“

IMMER MEHR BESCHÄFTIGTE STEIGEN UM

EIN HESSISCHER DEMOTIVATIONS-WORKSHOP
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Das Landesticket zeigt Wirkung: Im-
mer mehr hessische Landesbedienstete 
verzichten auf das Auto und nutzen Bus 
und Bahn für ihren Arbeitsweg. Laut einer 
Auswertung des hessischen Verkehrsmi-
nisteriums hat inzwischen mehr als jede 
und jeder zehnte Beschäftigte des Landes 
– darunter auch viele Kolleginnen und 
Kollegen aus der Polizei – seit der Ein-
führung des Tickets ein Auto abgeschafft. 
Insgesamt sind dadurch rund 36.000 
Fahrzeuge weniger auf Hessens Straßen 
unterwegs.

Besonders erfreulich: Der Anteil der 
Landesbeschäftigten, die mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln pendeln, ist deutlich ge-
stiegen – von 16 Prozent im Jahr 2017 auf 
mittlerweile 29 Prozent. Damit liegt der 
öffentliche Dienst klar über dem landes-
weiten Durchschnitt. Laut Statistischem 

Landesamt nutzten 2024 rund 18 Prozent 
aller Pendlerinnen und Pendler in Hessen 
Bus und Bahn, bundesweit waren es 16 
Prozent. Zwei Drittel der Berufspendler 
fahren nach wie vor mit dem Auto, sieben 
Prozent kommen mit dem Fahrrad, acht 
Prozent zu Fuß.

Das Landesticket entlastet nicht nur 
die Umwelt, sondern auch die Beschäftig-
ten – finanziell wie organisatorisch. Ge-
rade für Kolleginnen und Kollegen, die re-
gelmäßig zwischen Dienststellen pendeln 
oder weite Wege zur Arbeit haben, be-
deutet das Ticket eine spürbare Erleichte-
rung. Und auch im Dienst wird das Ticket 
für den ein oder anderen Weg genutzt.

Wünschenswert und ein nächster 
Schritt wäre es, wenn statt des Hessen-
tickets allen Beschäftigten ein Deutsch-
landticket im Rahmen des nächsten Ta-

rifvertrags garantiert würde. So könnten 
auch Kollegen die außerhalb Hessens 
wohnen davon umfänglich profitieren, die 
Straßen würden noch mehr entlastet, und 
die Attraktivität des Landes als Arbeitge-
ber wäre gesteigert.	 n

Markus Hüschenbett 

Ort: Ein Konferenzraum im Wiesbade-
ner Landtag.

Teilnehmer:
Politiker X – zuständig für „Innere Si-

cherheit, äußere Geduld und Moral“
Dr. D – zertifizierter Demotivations-

trainer, Schwerpunkt: Behörden
Eine Thermoskanne mit lauwarmem 

Filterkaffee

D: (klatscht einmal langsam):
Herzlich willkommen zu „Mehr geht 

immer – Motivation erfolgreich vermei-
den“.

Heute lernen wir, wie Sie Ihre Landes-
beschäftigten im Polizeibereich endlich 
dahin bringen, wo sie hingehören: in die 
innere Kündigung.

X: Sehr gut. Wir haben das Gefühl, die 
sind immer noch… zu engagiert. Dabei 
haben wir in den vergangenen Jahrzehn-
ten so viel versucht um die Stimmung zu 
senken.

Die Erhöhung der Wochenarbeitszeit 
von 38,5 Stunden auf 42 im Jahre 2003. 

Vorher konnte der Schichtdienst tatsäch-
lich selbst mit 5 Dienstgruppen mal einen 
ganzen Umlauf im Monat freimachen. Wo 
sollen wir da hinkommen? Mit der Erhö-
hung durfte ca. ein Monat pro Jahr kos-
tenlos gearbeitet werden! Selbst mit der 
Senkung auf 41 im Jahr 2017 ist Hessen 

im Vergleich mit anderen Bundesländern 
noch vorn!

Die Erhöhung der Lebensarbeitszeit 
2010! Endlich bis Verbrecherjagd bis 62, 
ob die Bandscheibe raus springt oder 
nicht. Gerade für diejenigen, die mit 60 
Jahren Dienstzeit und 38,5-Stundenwo-
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che vom Einstellungsberater geködert 
wurden, gab das erst mal einen Dämpfer. 
Ach ja, der Roland K., das war ein Genie 
im Bereich der Demotivationswissen-
schaften.

Auch, dass seit 2015 Chefarztbehand-
lung und Zweibettzimmer kostenpflichti-
ge Wahlleistungen für die Landesbeamten 
sind, können viele nicht vergessen.

D: (nickt aufmunternd)
Ja, das alles hat die Motivation Schritt 

für Schritt gesenkt, aber denken Sie an 
das Langzeitprojekt! Der Ausstieg aus 
der Tarifgemeinschaft der Länder 2010. 
Mann, da konnte  so richtige Kohle gespart 
werden – also bei den Beschäftigten, na-
türlich nicht bei uns Politikern. Das sorgt 
nicht nur einmal für Demotivation, son-
dern dauerhaft.

X: Ja, aber jetzt kommen dauernd Kla-
gen und Urteile rein, dass das nicht ver-
fassungskonform war… müssen wir am 
Ende… nachzahlen?

D: (drückt den traurig und sparsam 
schauenden Politiker mitfühlend) 

Ja, aber wir machen das Beste daraus, 
zögern es möglichst lange hinaus, und 
zahlen nur an diejenigen die Widerspruch 
eingelegt haben, und legen am besten kei-
nen Titel dafür im Haushalt fest.

X: Am besten lassen wir es die Lan-
desbeschäftigten selbst bezahlen… we-
niger Beförderungsmöglichkeiten und 
weniger Neueinstellung. Stellenhebungen 
gibt’s keine mehr. Oder Weiterentwick-
lungsmöglichkeiten im Tarifbereich.

D: Sehr gut Herr X, ich sehe unsere 
Treffen haben sich bezahlt gemacht. Aber 
wir müssen noch ein paar demotivierende 
Dinge verordnen -  nur der Rotationser-
lass und AQV reichen nicht aus um mehr 
Beschäftigte in die Kündigung zu treiben. 
Klar, das werden immer mehr die beim 
Land kündigen, aber lange nicht genug.

X: Na gut, für die Wachpolizei haben 
wir uns ja was einfallen lassen… „Schär-
fung der Aufgaben“, gnihihi. Nur nicht 
außerhalb des Gewohnten, was am Ende 
noch Abwechslung bietet oder Spaß ma-
chen könnte. Und Verwendungsmöglich-
keiten für Wachpolizisten, die keinen 
Schichtdienst mehr machen können, die 
suchen wir aus Prinzip nicht raus. Oder 
eine bessere Absicherung.

D: Alles gute Ansätze, aber wir brau-
chen noch mehr Demotivation. 

X: Wir lassen viele unnötige Mails 
weiterleiten mit der Bitte um Kenntnis-
nahme und weitere Veranlassung? 

D: Das passiert doch seit es E-Mails 
bei der Polizei Hessen gibt dauernd. Der 
überwiegende Teil wird gelöscht. Die Be-
schäftigten sind einfach zu abgestumpft. 
Na, soll ich einen Tipp geben?

X: Nein, nein, ich komme drauf… Wir 
organisieren einfach alles um im Polizei-
bereich. 

D: Wie alles?
X: Na, alles eben, den Ermittlungsbe-

reich, den Schichtdienst, Zentrale Dienste, 
Verwaltung… alles eben. Wir vereinheit-
lichen alles, alle Behörden, Brecheisen 
statt Präzision. Ob es passt oder nicht, ob 
Liegenschaften dazu vorhanden und ge-
eignet sind oder nicht, egal.  Und mög-
lichst viele sollen wechseln, Tätigkeit oder 
Dienstort, am besten beides. Auch die 
Beschäftigten kurz vor dem Ruhestand. 
Ermittlungsgruppen, pffft, wer braucht 
das…

D: Ein ausgezeichneter Vorschlag! 
Auch Sie sind ein Genie im Bereich der 
Demotivation! Wir behaupten einfach 
es geht nicht anders, und vorher sei alles 
ineffizient gewesen. Allein der Verwal-
tungsaufwand! Aber da geht noch mehr. 
Ich glaube an Sie!

X: Okay, okay…hmmm. Okay, wir neh-
men einfach ganz vielen Führungskräften 
ihre Führungsaufgaben weg. Auch denen, 
die schon viele Jahre Führungsaufgaben 
hatten. So geht Perspektivlosigkeit! 

D: Okay, aber die Führungsaufgaben 
müssen doch erledigt werden?

X: Na klar, das machen dann die Füh-
rungskräfte die noch Führungsaufgaben 
haben – nur haben die nun für das gleiche 
Geld noch viel mehr zu tun. Man muss bei 
der Demotivation auch mal um die Ecke 
denken! Das bringt nachhaltige Mutlosig-
keit.

Und erst der Schichtdienst! Was wer-
den die sagen, wenn sie nicht mehr ihre 
beliebten Schichtmodelle nutzen dürfen… 

(reibt sich die Hände und überlegt sich 
welche Gerüchte es dazu geben wird)

D: Okay, okay, aber was wenn Kritik 
kommt? Gerade diese nervigen Personal-
räte und Gewerkschafter, die machen das 
ja dauernd und behaupten, es sei ihre Auf-
gabe. Impertinente Weltverbesserer!

X: Naja, wenn mundtot machen nicht 
funktioniert framen wir sie einfach als 
„Miesmacher“ und nennen das Demoti-
vationsprojekt eine „Herausforderung“. 
Framing und Euphemismen, einfach aber 
wirksam. Das wusste schon der damalige 
Innenminister Volker B. im Jahr 2007, als 
er die GdP-Demonstranten in Baunatal in 
der Presse als „Krawallmacher“ betitelt 
hat.

D: Perfekt das Erlernte eingesetzt. Ich 
sehe, ich konnte Ihnen weiterhelfen. Sa-
gen wir nun alle gemeinsam: „Wir schät-
zen Ihre Arbeit sehr und danken für Ihren 
Einsatz.“

X: „Wir schätzen Ihre Arbeit sehr und 
danken für Ihren Einsatz!“

D: Und jetzt das Wichtigste: Tun Sie 
nichts, was dazu passt.

(Stille. Der Kaffee ist leer. Niemand 
füllt ihn nach.)

X: Ich fühle mich großartig. Können 
Sie nächstes Jahr wiederkommen?

D: Natürlich. Dann machen wir den 
Aufbaukurs:

„Wertschätzung glaubwürdig ver-
meiden – mit PowerPoint.“

(Beide nicken zufrieden. Draußen fährt 
ein Streifenwagen vorbei. Das Blaulicht 
flackert – der Motor hustet.)

n

Markus Hüschenbett, PS26 (Projekt 
Satire 2026)

Foto: Jens Mohrherr
Grafik Türschild: OpenAI (DALL·E), KI-

generiert
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Wie in jedem Jahr fand auch Ende 
2025 ein von der Bezirksgruppe Osthes-
sen hervorragend durchorganisierter Aus-
flug zu einem der zahlreichen deutschen 
Weihnachtsmärkte statt. Diesmal führte 
uns die Fahrt vom 13. bis 14.12 in die 
VW-Stadt Wolfsburg. Keine BZG-Fahrt 
ohne ein traditionelles Frühstück.

So wurde auch diesmal wieder eine 
Reiseunterbrechung eingeplant, die keine 
Wünsche offenließ. Mit ausgezeichneten 
Vogelsberger Wurstwaren und Käsespe-
zialitäten konnten wir gut gestärkt gen 
Wolfsburg durchstarten.

Dort angekommen musste unser ar-
mer Busfahrer zunächst mit den Wid-
rigkeiten der Verkehrsregelungen klar-
kommen: Eine Brücke war für unseren 
18-Tonner-Bus nicht passierbar und der 
Druck in mancher Blase drohte nach dem 
Konsum des einen oder anderen Lustig-
Macher zu bersten. Schließlich erreichten 
wir die Autostadt Wolfsburg mit ange-
gliederter Outlet-City. Standesgemäß 
fanden wir einen Parkplatz unmittelbar 
bei der Polizeiinspektion Wolfsburg, wel-
cher für die Einfahrt eines dreiachsigen 
Busses eigentlich gar nicht geeignet und 
vorgesehen war. Auch hier wieder galten 
unser Respekt und Mitgefühl wieder mal 
dem hervorragenden Busfahrer.

Nach einem kurzen Shopping-Aben-
teuer durch die Outlet-City ging es hinein 
in die Volkswagen Autostadt. Hier war 

eine Führung durch die Welt des Volks-
wagen Konzerns für uns gebucht, die ei-
gentlich eine Dauer von zwei Tagen hätte 
haben dürfen. Autoenthusiasten kamen 
in jedem Fall auf ihre Kosten. Selbstver-
ständlich durfte die klassische VW-Cur-
rywurst mit der Volkswagen Teilenummer 
„199 398 500 A“ und dem dazu passen-
den VW-Gewürz-Ketchup mit der Teile-
nummer „199 398 500 B“ nicht fehlen.

Das Highlight der Führung durch die 
Geschichte des Volkswagen-Konzerns mit 

all seinen Marken wie Bugatti, Porsche 
oder Cupra war das Feuerwerk der Illumi-
nation des wunderschönen Weihnachts-
marktes in der Autostadt zum Abschluss. 
Danach ging es in ein hervorragendes Ho-
tel, welches in puncto Service und Unter-
bringung keine Wünsche offenließ.

Das Buffet zum Abendessen rundete 
einen wunderschönen Tag vorzüglich ab.

Wem danach noch nach Bewegung 
war, konnte den Wolfsburger Weih-
nachtsmarkt mit einer Livemusik-Vorfüh-
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rung erkunden. Aber auch die Hotelbar 
fand noch der eine oder andere Reisende.

Nach einem Frühstück, welches 
ebenfalls seines Gleichen sucht, ging es 
gut gestärkt wieder zurück in Richtung 
Heimat. Jedoch nicht ohne zuvor einen 
Zwischenstopp am Kasseler Märchen-
weihnachtsmarkt einzulegen. Der har es 
eigentlich verdient, einen ganzen Tag dort 
zu verbringen, doch auch der schönste 
Ausflug geht mal zu Ende und so traten 
wir mit glücklichen Gesichtern und plat-
ten Füßen die Heimreise an. Unser Dank 
geht an die Organisatorinnen Alex und 
Iris für zwei wundervolle Tage.	 n

Harald Schlenk
BZG OH

Unser Mitglied Volker Sieler konnte 
im vergangenen Jahr auf 50-jährige Mit-
gliedschaft in der GdP zurückblicken.

Er trat mit Dienstbeginn am 
01.10.1973 in der damaligen V. HBPA in 
die größte Berufsvertretung der Polizei-
angehörigen ein. Nach dem Grundjahr 
wechselte er zur III. HBPA nach Mühl-
heim. Von dort führte ihn sein Weg nach 
der I. Fachprüfung (April 1976) zum PP 
Frankfurt/Main. Hier versah er Dienst auf 
dem 4. Revier.

Volker folgte dem Ruf der Heimat und 
wurde 1981 zum damaligen PK Bad Hers-
feld in die Dienstgruppe -C- versetzt. Be-
reits 1983 verließ er die Schutzpolizei und 
wurde zum damaligen KK Bad Hersfeld 
versetzt. Nach Durchlaufen des Krimi-
nalübernahmelehrgangs versah er seinen 
Dienst im K 21. Aufgrund der Neu- und 

Umorganisation der Polizei versah er ein 
Jahr Dienst bei der Dezentralen Ermitt-
lungsgruppe Bebra. Anschließend kehrte 
er nach Bad Hersfeld ins K 21 zurück. Von 
diesem Dienstposten wurde er 2018 in 
den wohlverdienten Ruhestand versetzt.

Adelbert Steinberg suchte Volker 
Sieler in seinem Wohnort auf, übergab 
ihm die Urkunde und dankte Volker für 
die lange Zugehörigkeit. Für die weitere 
Zukunft wünschte Adelbert ihm viel Ge-
sundheit und gab der Hoffnung Ausdruck, 
dass Volker weiterhin der GdP die Treue 
halten wird.	 n

Adelbert Steinberg,
KG Bad Hersfeld-Rotenburg

TARIFSEMINAR

Am 21.01.2026 fanden sich auch im 
neuen Jahr wieder einmal zahlreiche Mit-
glieder des Landesverbands Hessen der 
Gewerkschaft der Polizei (GdP) zu einem 
von den in Vielzahl angebotenen Semina-
ren ein. Hierbei fand als Jahresaufgangs-
veranstaltung unter Leitung des sachkun-
digen Referenten, Herrn Armin Gossel, 
das sogenannte „Tarifseminar“ im zentral 
von Hessen gelegenen MAXI-Autohof in 
Mücke statt. Dieser bot den im Gros von 

(fast) allen Polizeibehörden angereisten 
Beschäftigten und auch den vereinzelt, 
teilnehmenden Beamten einen - insbe-
sondere auch kulinarisch - angemessenen 
Rahmen im Rittersaal für die komplexe 
Materie des Tarifs für Hessen, dem „TV-
H“. Bereits nach einigen Minuten ließ sich 
von Seiten des geneigten Seminarteil-
nehmers unschwer konstatieren, dass mit 
Herrn Gossel, nicht nur ein namhafter Re-
ferent, sondern auch ein ausgewiesener 

Kenner des Tarifrechts gewonnen werden 
konnte.

Sachlich souverän und bei der Ver-
mittlung von Wissensinhalten geschickt 
führte jener durch das Tarifseminar. Von 
der inhaltlichen Gliederung des TV-H, über 
die Tarifautomatik und weitere Grund-
sätzlichkeiten bis hin zur Besprechung 
der hessischen Entgeltordnung wurden 
die Themen akribisch erarbeitet. Ein reger 
Austausch unter den Teilnehmern fand 
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statt. Aufkeimende Fragen beantwortete 
Herr Armin Gossel rechtssicher als auch 
treffend. Unter dem Gesichtspunkt, dass 
auch in den nächsten Wochen wieder im 
Hessenland die Verhandlungen um den 
einschlägigen Tarif aufgenommen wer-
den, kam das Seminar zur rechten Zeit, 
um nochmal die anwesenden Gewerk-
schafter, Personalräte, Beschäftigten und 

Beamte zu ertüchtigen, zu sensibilisie-
ren und jenen die nötige Sachkunde mit 
an die Hand zu geben. Trotz komplexer 
Rechtsmaterie war es ein informatives 
und kurzweiliges Seminar.

Zum Schluss der Veranstaltung zeig-
ten sich alle Anwesenden einig, nämlich 
dass es ein lohnendes Tarifseminar ihrer 
GdP gewesen war, bei dem ein Jeder et-

was mitnehmen konnte. So bleibt schließ-
lich zu hoffen, dass das Tarifseminar sein 
„Revival“ spätestens wieder vor den über-
nächsten, hessischen Tarifverhandlungen 
erlebt.	 n

Christian Störkel
BZG OH

Am Freitag, dem 30.01.2026 fand 
die Jahreshauptversammlung der GdP-
Kreisgruppe Hersfeld-Rotenburg in der 
Gaststätte „La Magica“ in Ludwigsau-
Friedlos statt.

Witterungsbedingt sagten kurzfristig 
einige Kolleginnen und Kollegen ab, da 
die Straßenverhältnisse eine Anreise er-
heblich erschwerten. Dennoch konnte der 
Vorstand mehr als 20 % der Mitglieder zur 
Jahreshauptversammlung begrüßen.

Als Gäste nahmen Polizeipräsident 
Michael Tegethoff, sowie der Direkti-
onsleiter der Polizeidirektion Hersfeld-
Rotenburg, PD Marco Schweitzer, an der 
Sitzung teil.

Vorsitzender Martin Mohr begrüßte 
alle Anwesenden recht herzlich. Es han-
delte sich um die erste Jahreshauptver-
sammlung nach der der Zusammenlegung 
der Kreisgruppen PASt Bad Hersfeld und 
Hersfeld-Rotenburg. Nach der Begrüßung 
stellten die Mitglieder fest, dass für die 
Jahreshauptversammlung ordnungsge-
mäß und fristgerecht geladen wurde. Ge-

gen die Tagesordnung gab es keine Ein-
wände. 

Zu Beginn ehrte der Vorstand meh-
rere Mitglieder für ihre langjährige Mit-
gliedschaft und Treue zu ihrer GdP. Leider 
mussten mehrere zu Ehrende aus persön-
lichen und gesundheitlichen Gründen die 
Teilnahme an der Sitzung absagen. Wir 
wünschen den Erkrankten alles Gute und 
viel Kraft für die Zukunft – Gute Besse-
rung.

An dieser Stelle möchten wir zwei 
Jubilare erwähnen, die für die 50-jährige 
Mitgliedschaft in der GdP geehrt wurden:

Helmut TOMCZAK (war leider verhin-
dert)
Georg PFROMM
Den Jubilaren wurde die Urkunde, die 

Anstecknadel sowie eine kleine Anerken-
nung überreicht. Den Abwesenden wer-
den die o.a. Sachen nachgereicht.

Des Weiteren wurde Michael GROH-
MANN für seine langjährige Tätigkeit 
im Kreisgruppenvorstand geehrt. Martin 
Mohr überreichte ein kleines Dankeschön 
der Kreisgruppe und bedankte sich für die 
engagierte Mitwirkung im Vorstand. 

Michel – vielen Dank!

Nach den Ehrungen gedachten die 
Anwesenden den verstorbenen Mitglie-
dern der Kreisgruppe. 

Im Anschluss folgte der Bericht des 
Vorsitzenden. Beginnend mit der – durch-
aus positiven – Mitgliederentwicklung 
stellte Martin Mohr den im letzten Jahr 
neugewählten BZG-Vorstand vor. Es folg-
te eine Übersicht der aktuellen Führungs-
kräfte des PP Osthessen. 

Einen großen Teil des Berichtes nahm 
der Veränderungsprozess der Hessischen 
Polizei in Form von P25 und S25 ein. 
Diesbezüglich versuchte Martin Mohr der 
Versammlung einen Einblick in folgende 
Fragen zu geben: Wie sehen künftig die 
Direktionen aus? Welche Zuständigkeiten 

ergeben sich aus der Umorganisation? 
Kommt ein neues Wechselschichtdienst-
modell?

Gewerkschaftspolitische Themen wie 
eine verfassungskonforme Besoldung, die 
Änderung bei der Wachpolizei sowie die 
anstehenden Tarifverhandlungen wurden 
dargestellt und im Anschluss rege disku-
tiert. 

Michael DÖRSCHMANN stellte die 
Finanzen der Kreisgruppe übersichtlich 
dar. Auf Antrag von Kassenprüfer Harald 
SCHOLZ wurde der Vorstand durch die 
Versammlung entlastet.

Anschließend richtete Polizeipräsi-
dent Michael Tegethoff ein Grußwort an 
die Anwesenden. In seiner Rede ging er 
auch auf die Herausforderungen der an-
stehenden Umorganisation ein. Der Poli-
zeipräsident stellte die Thematik aus Sicht 
der Behörde dar und erwähnte lobend den 
konstruktiven Austausch mit den Perso-
nal- und Gewerkschaftsvertretern. 

Polizeidirektor Marco SCHWEITZER 
nutzte die Gelegenheit des Grußwor-
tes als Abschied, denn er verlässt die PD 
Hersfeld-Rotenburg nach nun mehr als 3 
Jahren in Richtung PP Nordhessen.

Unter dem Punkt „Verschiedenes“ 
wurde konstruktive Kritik geäußert, die 
berechtigt ist und an die betreffende 
Stelle weitergegeben und diskutiert wird. 

Am Ende der Sitzung aßen, tranken 
und diskutierten die Mitglieder noch in 
kleineren Runden und ließen den Abend 
ausklingen.

Durch die Rückmeldung der Anwe-
senden kann festgestellt werden, dass es 
eine interessante und informative Jahres-
hauptversammlung war.	 n

KG HEF-ROF 

Georg Pfromm - Ehrung für 50 Jahre 
GdP-Zugehörigkeit

// AUS DEN KREISGRUPPEN //
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// AUS DEM LANDESBEZIRK //

NEUJAHR 2026 – EIN GANZ PERSÖNLICHER RÜCKBLICK

Ich habe dieses Amt nicht übernom-
men, um zu verwalten oder es allen recht 
zu machen. Ich habe es übernommen, um 
Haltung zu zeigen. Und ich habe schnell 
verstanden: Haltung kostet – Schlaf. 
Kraft. Manchmal auch Leichtigkeit.

Wenn ich zurückblicke, ziehe ich keine 
Bilanz. Ich empfinde Dankbarkeit.

Dankbarkeit für jede ehrliche Kritik, 
für jedes offene Wort, für jedes Lächeln 
auf dem Flur, an der Dienststelle, im 
Einsatz. Dankbarkeit auch für Konflikte 
– denn sie haben uns nicht geschwächt, 
sondern weiter geschärft und gestärkt.

Die hessische GdP ist stark. Und ja: 
darauf bin ich stolz.

Weil wir spürbar näher zusammenge-
rückt sind. Weil diese Gewerkschaft Hal-
tung hat. Eine Stimme. Rückgrat.
2025 hat Spuren hinterlassen. Tiefe.

Die getöteten Kolleginnen und Kolle-
gen im Dienst haben uns aus dem Alltag 
gerissen. Brutal. Endgültig. 

Die Bilder der Trauermärsche, der stil-
len Reihen, der Familien – sie lassen einen 
nicht los. Und trotzdem machen wir wei-
ter. Müssen wir weitermachen. Genau das 
ist die Wahrheit unseres Berufs.

„Pass auf dich auf“ ist einer der Sätze, 
die ich am häufigsten gehört habe.

Ich höre ihn. Ich nehme ihn ernst. 
Aber ich sage auch: Wer Verantwortung 
trägt, lebt nicht risikofrei – weder im 
Einsatz noch in der Gewerkschaft. Ich 
bin Mohrherr. Und ich stehe mit meinem 
Namen für Entscheidungen, die nicht be-
quem sind.
2025 war auch politisch ein Jahr der 
Zuspitzung.

Innere Sicherheit wird zur Projek-
tionsfläche. Sicherheit zur Schlagzeile. 
Polizei zum Symbol. Ich habe erlebt, wie 

schnell einfache Antworten Applaus be-
kommen – und wie schwer es ist, diffe-
renziert zu bleiben. Genau deshalb ist un-
sere Rolle als GdP so entscheidend: nicht 
laut um jeden Preis, sondern klar. Erklärt. 
Standfest. Mit Haltung.

Wir erleben hybride Bedrohungen, 
Desinformation, digitale Radikalisierung. 
Ein moderner Verfassungsschutz ist keine 
Option – er ist notwendig. 

Und ja: Ich habe erlebt, wie respekt-
los der Ton geworden ist. Von außen. Und 
vielfach leider auch von innen. Das be-
nenne ich. Ohne Relativierung.
Verantwortung macht Angst. Punkt.

Wer etwas anderes behauptet, lügt – 
oder trägt sie nicht wirklich. Aber Angst 
darf nicht lähmen. Sie darf uns sensibel 
machen. Wach. Menschlich.

Ich habe diese Gewerkschaft nicht 
als fertiges Projekt übernommen. Sie ist 
ein lebendiges System. Ein Schiff, das nur 
fährt, weil viele Schultern es tragen. Und 
ich bin kein Kapitän auf der Brücke. Ich 
bin Teil der Mannschaft.

Die Vereinbarkeit von Familie, Dienst 
und Engagement ist kein Randthema. Sie 
ist die Realität vieler Kolleginnen und 
Kollegen – und auch meine. Wer darüber 
nicht spricht, macht Politik an der Le-
benswirklichkeit vorbei.
Unsere Gewerkschaft lebt - durch die 
Menschen.

Durch die, die nachts Gespräche füh-
ren, Konflikte moderieren, Kaffee bringen, 
zuhören, wenn niemand hinsieht. 

Durch Ehrenamtliche, die nicht fragen, 
ob es sich lohnt – sondern ob es gebraucht 
wird. Dieses Netz trägt. Mich. Dich. Uns.

2026 wird kein leichtes Jahr. Aber es 
ist ein Jahr voller Möglichkeiten.

Wir werden Weichen stellen müssen:

•	 für Arbeitszeitmodelle, die schützen 
statt verbrennen,

•	 für Fortbildung im Dienst, nicht auf 
Kosten der Freizeit,

•	 für faire Besoldung und echte Pers-
pektiven, besonders in den unteren 
Bereichen,

•	 für eine Polizei, die technisch mithält 
und menschlich bleibt,

•	 für klare Kante gegen Extremismus – 
egal von wo,

•	 für eine Sicherheitsarchitektur, die 
auf Zusammenarbeit setzt,

•	 und für eine Gewerkschaft, die ihre 
Mitglieder nicht verwaltet, sondern 
befähigt.
Ich verspreche nichts, was ich nicht 

halten kann.
Aber eines verspreche ich: Ich werde 

unbequem bleiben. Klar bleiben. Mich vor 
unsere Kolleginnen und Kollegen stellen 
– auch dann, wenn der Gegenwind immer 
stärker wird.

Ich schreibe diese Zeilen nicht nur als 
Landesvorsitzender, sondern als Mensch.

Als jemand, der an die Demokratie 
glaubt. An diese Gewerkschaft. An die 
Menschen darin.

Mein Wunsch für 2026 ist einfach – 
und groß zugleich:
•	 Dass wir nicht nur reagieren, sondern 

gestalten.
•	 Dass wir uns nicht verlieren, sondern 

füreinander einstehen.
•	 Und dass wir den Mut haben, Dinge 

zu verändern – auch wenn sie noch 
unfertig sind.
Mut ist kein Gefühl.
Mut ist eine Entscheidung.
Lasst uns diese Entscheidung gemein-

sam treffen.                                            
Jens Mohrherr

Ein neuer Jahresanfang trägt immer ein 
Versprechen in sich: Aufbruch. Verän-
derung. Zuversicht. Für mich fühlt sich 
dieser Moment anders an als all die Jah-
re zuvor. Intensiver. Ehrlicher. Vielleicht 
auch verletzlicher. Fünf Jahre bin ich 
nun Landesvorsitzender – fünf Jahre, in 
denen ich viel gelernt habe: über Politik, 
über Macht, über Widerstand. Aber vor 
allem über Menschen. Über Kolleginnen 
und Kollegen, die täglich Verantwortung 
tragen, oft über ihre Belastungsgrenze 
hinaus. Und über mich selbst.
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// GESELLSCHAFT UND POLITIK //

VERSTECKTE GEFAHR ODER OFFENE BEDROHUNG?

Solche extremen Ausnahmesituati-
onen wirken wie ein Brennglas. Sie ver-
stärken soziale Spannungen, fördern 
Misstrauen gegenüber staatlichen Insti-
tutionen, den politischen Entscheidungs-
trägern und schaffen ein Klima, in dem 
Radikalisierung gedeihen kann. 

Dabei sind es nicht allein lautstarke 
Demonstrationen oder offen extremisti-
sche Gruppierungen, die Sicherheitsbe-
hörden und insbesondere unsere Kollegin-
nen und Kollegen beschäftigen. Weitaus 
gefährlicher sind häufig jene Entwicklun-
gen, die sich im Verborgenen vollziehen.     
Eine Radikalisierung jenseits der brei-
ten Öffentlichkeit

An offen auftretende Verschwörungs-
theoretiker, Reichsbürger oder ideologi-
sche Wortführer hat sich die Öffentlich-
keit offensichtlich fast schon gewöhnt. 

Diese Akteure sind sichtbar, analy-
sierbar und grundsätzlich beobachtbar. 
Unsere Staatsschutzdienststellen und die 
Verfassungsschutzbehörden leisten hier 
tagtäglich intensive Arbeit. Und unter 
den gegebenen rechtlichen Möglichkeiten 
wahrlich kein Kinderspiel.

Doch die eigentliche Herausforderung 
liegt zunehmend bei jenen Personen, die 
nicht offen in Erscheinung treten, sich 
nicht organisieren und dennoch hochgra-
dig gefährlich sind. 

Radikalisierung findet heute oft iso-
liert statt – in digitalen Echokammern, 
über Messenger-Dienste, Foren, oder so-
zialen Netzwerken. 

Ideologische Grenzen verschwimmen 
dabei zunehmend. Verschwörungsglau-
ben, Staatsablehnung und Gewaltfantasi-
en bilden eine toxische Mischung, die sich 

situativ mit rechten wie linken Extremis-
men verbinden kann.

Gerade Einzeltäter oder Kleinstgrup-
pen ohne erkennbare Führungsstrukturen 
entziehen sich klassischen Beobachtungs-
mustern. Sie handeln spontan, emotional 
aufgeladen und ohne Rücksicht auf Kon-
sequenzen – was sie daher unberechen-
bar und besonders gefährlich macht.
Extremismus hat viele Gesichter

Seit Jahren hören wir sie, die Schreie 
und die Hilferufe im Umgang mit dem 
Rechtsextremismus und der „Radikalisie-
rung politischer Gruppierungen“.

Politik hat sich darauf eingeschos-
sen. Kein Tag vergeht, an dem nicht über 
schärfere Regulierung durch Gesetze, 
neue Überwachungsprozedere, bis hin zu 
Verbotsverfahren für Vereine und Partei-
en gerufen wird.

Oft sind diese Schreie jedoch ein Beleg 
von eigener Unfähigkeit oder fehlendem 
politischen Willen, den Phänomenen ge-
meinsam zu begegnen. Alleingänge oder 
die Wiederholung von Forderungen ohne 
Taten folgen zu lassen, helfen hier wenig.  

Der Rechtsextremismus stellt in der 
Tat weiterhin eine erhebliche Bedrohung 
für den Rechtsstaat dar. Waffenfunde, 
paramilitärische Vorbereitungen, soge-
nannte „Tag-X“-Szenarien und eine zu-
nehmende Enthemmung der Sprache sind 
alarmierende Zeichen. 

Immer wieder zeigt sich, dass einzelne 
Akteure über ein erhebliches, auch verba-
les rechtes Gewaltpotenzial verfügen und 
bereit sind, dieses auch einzusetzen.

Reichen die parteiideologisch gepräg-
ten Handlungsandrohungen aber aus? 
Gibt es mehr Gegner als Befürworter?

Linksextremismus links liegen gelassen
Über die Jahre war es aus aktuellen 

Anlässen der vergangenen Monate mehr 
als fahrlässig, andere extremistische Phä-
nomenbereiche auszublenden. 

Insbesondere der linksextremistische 
Bereich zeigt seit Jahren eine zuneh-
mende Bereitschaft zur Gewalt – insbe-
sondere gegen staatliche Einrichtungen, 
Unternehmen, politische Gegner und Si-
cherheitsbehörden. 

Die linke Szene ist nie eingeschlafen 
und hat es taktisch klug geschafft, aus 
dem vermeintlich Verborgenen wieder 
an die Öffentlichkeit zu treten. Mit teils 
extremer Gewalt und ohne Rücksicht auf 
unsere Werte.

Während rechte Täter häufig auf sym-
bolträchtige Anschläge gegen Menschen 
zielen, setzt der militante Linksextremis-
mus verstärkt auf Sabotage, Brandstif-
tung und gezielte Angriffe auf die kriti-
sche Infrastruktur.

Beide Formen des Extremismus ver-
folgen letztlich dasselbe Ziel: die Dele-
gitimierung des Staates und die Unter-
grabung der freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung.
Angriff auf das Nervensystem des Staa-
tes und seiner Einrichtungen

Der Anschlag auf das Berliner Strom-
netz im Januar 2026 markiert in dieser 
Entwicklung eine neue Qualität. 

Er machte deutlich, wie verwundbar 
moderne Gesellschaften sind – und wie 
groß die Auswirkungen eines vergleichs-
weise „leisen“ Anschlags sein können. 

Stundenlange Stromausfälle legten 
ganze Stadtteile lahm, Krankenhäuser 
und Pflegeeinrichtungen mussten auf 

Deutschland erlebt seit mehreren Jah-
ren eine Phase permanenter Krisen. Die 
Corona-Pandemie war dabei kein isolier-
tes Ereignis, sondern ein Beschleuniger 
gesellschaftlicher Entwicklungen. Die 
Auswirkungen trafen die Bevölkerung 
höchst unterschiedlich: Familien stärker 
als Singles, ältere Menschen anders als 
jüngere, bestimmte Berufsgruppen exis-
tenziell, andere kaum spürbar. Home-
schooling, Kontaktbeschränkungen und 
der Wegfall sozialer Ausgleichsräume 
stellten für viele Bürgerinnen und Bürger 
eine enorme Belastung dar – nicht nur 
organisatorisch, sondern auch psychisch.
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Notstrom umschalten, Verkehrssysteme 
kamen teilweise zum Stillstand, Kommu-
nikationsnetze waren eingeschränkt.

Solche Angriffe zielen nicht auf un-
mittelbare Opferzahlen, sondern auf Ver-
unsicherung, Kontrollverlust und Vertrau-
ensschäden. Kritische Infrastruktur ist das 
Nervensystem unseres Staates. 

Energieversorgung, Wasser, Telekom-
munikation, Verkehr, Gesundheitswesen 
und IT-Strukturen sind hochgradig ver-
netzt – und damit zugleich auch anfällig.

Extremistische Akteure wissen das. 
Sabotage an Infrastruktur erfordert oft 
weniger logistischen Aufwand als klassi-
sche Anschläge, erzeugt aber eine enorme 
gesellschaftliche Wirkung.
Sind wir unvorbereitet oder überfordert

Ich erinnere mich einige Jahre zurück, 
als die hessische Polizei sich landesweit 
mit genau diesen Themen befasste.

In allen Präsidien wurden selbständige 
Arbeitsgruppen gegründet, die unter der 
Koordinierung des Landespolizeipräsidi-
ums standen. AG Kritis, so deren Name.

Viele Menschen haben sich nicht nur 
Gedanken gemacht, sondern kluge Kon-
zepte erarbeitet, wie wir uns auf einen 
Ernstfall vorbereiten müssen und im Ex-
tremfall darauf reagieren.

Was ist daraus geworden? Hatten wir 
einen solchen Ereignisfall noch nicht, was 
möglicherweise ein präventiver Erfolg 
wäre, und wie lange dauert der Friede an?

Unsere Kolleginnen und Kollegen sind 
die ersten, die im Ereignisfall gefordert 
sind, das hat der Sabotageakt in Berlin 
verdeutlicht. Aber sind sie auch bis in die 
Tiefe der Dienststellen auf der Straße da-
rauf vorbereitet und wissen, was zu tun 
ist, ohne dass das große Chaos ausbricht?
Welchen Gefahren sind wir ausgesetzt?

Die Bedrohungslage für den Rechts-
staat ist komplex und dynamisch:
•	 Sabotageakte gegen kritische Infra-

struktur
•	 Hybridbedrohungen, bei denen poli-

tische Extremisten mit organisierter 
Kriminalität kooperieren

•	 Radikalisierung im digitalen Raum, oft 
ohne reale soziale Korrektive

•	 Psychisch instabile Einzeltäter, die in 
Krisenlagen eskalieren

•	 Gezielte Angriffe auf Einsatzkräfte, 
um die staatliche Autorität zu unter-
graben
Diese Gefahren treffen auf eine Poli-

zei, die bereits jetzt an vielen Stellen in 
Hessen und auch anderen Bundesländern 
an ihren Belastungsgrenzen arbeitet – 
personell, technisch und mental.

Wie lange halten sie das aus?

Prävention statt Reaktion – aber nicht 
ohne Konsequenz

Anschläge wie in Berlin zeigen: 
Reines Reagieren reicht nicht aus. 

Notwendig ist ein ganzheitlicher Sicher-
heitsansatz, der Prävention, Aufklärung 
und konsequentes Einschreiten verbindet.

Dazu gehören:
•	Frühzeitige Radikalisierungspräventi-

on, auch im digitalen Raum
•	Konsequente Beobachtung aller extre-

mistischen Bestrebungen, unabhängig 
von politischer Richtung

•	Enger Informationsaustausch zwi-
schen Polizei, Nachrichtendiensten 
und Betreibern kritischer Infrastruktur

•	Gezielter Objektschutz und technische 
Sicherung sensibler Anlagen (extern)

•	Klare gesetzliche Rahmenbedingungen 
und politische Rückendeckung für po-
lizeiliches Handeln
Die Polizei ist dabei zentraler Akteur. 

Sie ist Frühwarnsystem, Interventionsin-
stanz und Garant staatlicher Handlungs-
fähigkeit. Diese Rolle kann sie jedoch nur 
erfüllen, wenn sie angemessen ausgestat-
tet, personell verstärkt und gesellschaft-
lich unterstützt wird.
Sicherheit ist mit Sicherheit keine 
Selbstverständlichkeit

Der Schutz des Rechtsstaates ist keine 
Aufgabe allein der Sicherheitsbehörden. 
Eine demokratische Gesellschaft lebt vom 
Mitwirken ihrer Bürgerinnen und Bürger. 

Aufmerksamkeit bedeutet nicht De-
nunziation. Nicht jede zugespitzte Mei-
nungsäußerung ist extremistisch. Wenn 
jedoch offen Gewalt legitimiert, der 
Staat delegitimiert, oder die freiheitliche 
Grundordnung infrage gestellt wird, darf 
Schweigen keine Option sein.

Die Geschichte zeigt, wie schnell de-
mokratische Strukturen unter Druck ge-
raten können. Zeiten wie der „Deutsche 
Herbst“ dürfen sich nicht wiederholen. Zu 
hoch war der Preis an Menschenleben, zu 
tief die gesellschaftlichen Narben.

Extremismus – gleich welcher Couleur 
– und Angriffe auf unsere Infrastruktur 
sind reale Gefahren. Ihnen wirksam zu 
begegnen erfordert Wachsamkeit, Profes-
sionalität und eine starke Polizei.

Oder anders gesagt: Der Rechtsstaat 
ist wehrhaft – aber nur, wenn wir ihn 
auch verteidigen. 
Fazit: Sicherheit braucht klare Ent-
scheidungen

Die aktuellen Entwicklungen zeigen 
unmissverständlich: Die Bedrohung für 
unseren Rechtsstaat ist real, vielfältig und 
dynamisch. Extremismus von rechts wie 
von links, zunehmende Radikalisierung 

im digitalen Raum sowie gezielte Angrif-
fe auf kritische Infrastruktur stellen Staat 
und Gesellschaft vor Herausforderungen, 
die mit den Instrumenten von gestern 
nicht mehr zu bewältigen sind. 

Der Anschlag auf das Berliner Strom-
netz war kein isolierter Vorfall, sondern 
ein Warnsignal. Er hat offengelegt, wie 
verwundbar unsere hochvernetzte Gesell-
schaft ist – und wie groß die Auswirkun-
gen selbst punktueller Sabotageakte sein 
können. 

Die Polizei steht dabei an vorderster 
Front. Sie ist Frühwarnsystem, Schutz-
macht und Krisenmanager zugleich. Doch 
diese Rolle kann sie nur dann wirksam 
ausfüllen, wenn politische Verantwor-
tungsträger den Worten endlich Taten 
folgen lassen. 

Sicherheit ist kein Selbstläufer und 
keine haushaltspolitische Verfügungs-
masse. Wer den Schutz kritischer Infra-
struktur, die Abwehr extremistischer Be-
drohungen und die Handlungsfähigkeit 
des Rechtsstaates ernst nimmt, muss 
die Polizei entsprechend ausstatten. 
Die GdP fordert daher vehement: 
•	Eine nachhaltige personelle Stärkung 

der Polizei in allen Bereichen – insbe-
sondere im Staatsschutz, in der Cyber-
crime-Bekämpfung und beim Objekt-
schutz kritischer Infrastruktur 

•	Eine moderne technische Ausstattung, 
die den aktuellen Bedrohungslagen 
gerecht wird 

•	Klare rechtliche Befugnisse und ein-
deutige Zuständigkeiten, damit Prä-
vention und Intervention nicht an for-
malen Hürden scheitern

•	einen intensivierten Informationsaus-
tausch  zwischen Polizei, Nachrich-
tendiensten und Betreibern kritischer 
Infrastruktur 

•	Sowie eine politische und gesellschaft-
liche Rückendeckung.
Ebenso notwendig ist eine offene, 

ehrliche gesellschaftliche Debatte. Ex-
tremismus darf nicht relativiert oder 
selektiv betrachtet werden. Gewalt 
gegen den Staat, gegen Einsatzkräf-
te, oder gegen die Grundlagen unseres 
Zusammenlebens ist in keiner Form ak-
zeptabel – unabhängig davon, aus wel-
chem politischen Spektrum sie stammt. 
 Wir brauchen eine starke Polizei, klare 
politische Entscheidungen und eine Ge-
sellschaft, die Sicherheit nicht erst dann 
einfordert, wenn sie bereits verloren zu 
gehen droht. 

Die Zeit des Abwartens ist vorbei. 
Jetzt ist Handeln gefragt.                               

Peter Wittig

// GESELLSCHAFT UND POLITIK //
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// TARIFVERHANDLUNGEN //

DIE HESSISCHEN TARIFVERHANDLUNGEN 2026

Herausforderungen der letzten Jahre
Die letzten Jahre waren für die Poli-

zei und andere Bereiche des öffentlichen 
Dienstes in Hessen äußerst belastend. 

Die ständigen Überstunden, fehlende 
Personalressourcen und die zunehmende 
Gewalt gegen Polizeibeschäftigte haben 
das Arbeitsumfeld zunehmend erschwert. 
Diese Probleme sind nicht nur temporär, 
sondern zeichnen sich durch strukturelle 
Mängel im System aus, die bisher nicht 
ausreichend adressiert wurden.

Eines der gravierendsten Probleme 
ist die hohe Zahl unbezahlter Überstun-
den. Sie sind nicht nur ein persönlicher 
Stressfaktor für die Betroffenen, sondern 
wirken sich auch auf die Qualität der Ar-
beit aus, da die ständige Mehrarbeit auf 
Dauer nicht tragbar ist. Zudem fehlt es 
an gezielten Maßnahmen zur Personal-
gewinnung und -bindung. Die hohe Per-
sonalfluktuation und die unzureichenden 
Fort- und Weiterbildungsangebote ver-
stärken das Gefühl der Überlastung und 
mangelnden Wertschätzung.

Der fehlende (Freizeit)Ausgleich für 
die geleistete Mehrarbeit, die strukturellen 
Mängel bei der Personalplanung und die 
fortlaufenden Sparmaßnahmen im Haus-
halt haben das Vertrauen in die Arbeitge-
berseite und die Politik stark belastet. 

Die Forderungen, die die GdP in die-
sem Jahr aufstellt, sind daher nicht nur 
eine Reaktion hierauf, sondern ein Aufruf 
zu einer grundlegenden Neuausrichtung 
der Arbeitsbedingungen.
Die politischen und finanziellen Rah-
menbedingungen

Ein zentrales Thema der Tarifrunde 
2026 ist die Frage der finanziellen Mittel. 

Die GdP weist darauf hin, dass es durch-
aus genug Geld im öffentlichen Haushalt 
gibt, um eine deutliche Entgelterhöhung 
für die Beschäftigten zu ermöglichen. Es 
geht nicht um das Fehlen von Mitteln, son-
dern um die politische Prioritätensetzung. 
„Geld ist vorhanden – es muss politisch 
richtig eingesetzt werden“, so ein zentrales 
Statement der Gewerkschaft. 

Statt die Mittel für Wahlkampf oder 
Diäten zu verwenden, fordert die GdP eine 
gezielte Investition in die Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen für die Beschäf-
tigten des öffentlichen Dienstes.

Dies ist nicht nur eine Frage der fai-
ren Entlohnung, sondern auch der sozia-
len Gerechtigkeit. In vielen Bereichen des 
öffentlichen Dienstes, insbesondere in der 
Polizei, wird den Beschäftigten zwar eine 
hohe Verantwortung übertragen, doch die 
Anerkennung dieser Leistung bleibt oft 
auf der Strecke. 

In den vergangenen Jahren wurden 
die Beschäftigten regelmäßig mit Belas-
tungen konfrontiert, ohne dass eine ent-
sprechende Entlohnung oder Wertschät-
zung durch die Arbeitgeberseite erfolgte.
Die zentralen Forderungen der GdP
Die GdP hat mehrere Kernforderungen
Spürbare Entgelterhöhungen: 

Zentrales Anliegen ist eine gerechte 
Entlohnung. Eine spürbare Entgelterhö-
hung zeigt die Wertschätzung der Arbeit.
Übernahme des Tarifergebnisses auf Be-
amte und Versorgungsempfänger:

Eine zeit- und wirkungsgleiche Über-
nahme zeigt die Verbundenheit der ver-
schiedenen Gruppen im öffentlichen 
Dienst. Die gesamte Belegschaft muss 
gleichermaßen profitieren. 

Personalaufstockung und die Schaffung 
neuer Tarifstellen: 

Insbesondere in der Polizei gibt es 
strukturelle Unterbesetzungen, die nur 
durch die Schaffung zusätzlicher Tarif-
stellen und gezielte Hebungen beseitigt 
werden können.
Faire Arbeitszeitregelungen und Anerken-
nung von Mehrarbeit: 

Die Arbeitsbelastung der Beschäftig-
ten muss  verringert und gleichzeitig die 
Qualität der Arbeit gesichert werden.
Qualifizierung und Weiterbildung: 

Fortbildung fördert nicht nur die per-
sönliche und berufliche Entwicklung, son-
dern auch die Effizienz und Sicherheit im 
Dienst mit allen Facetten.
Schutz der Beschäftigten vor Gewalt: 

Ein besorgniserregendes Phänomen. 
Die GdP fordert verstärkte Maßnahmen 
zum Schutz der Beschäftigten und zur 
Prävention von Gewalt am Arbeitsplatz.
Verlässliche Finanzierung: 

Die finanziellen Mittel im öffentlichen 
Haushalt dienen nicht nur zur Deckung 
der Grundbedürfnisse, sondern auch zur 
Schaffung nachhaltiger Verbesserungen 
im Arbeitsumfeld der Beschäftigten.
Solidarität als Schlüssel zum Erfolg

Die Tarifrunde 2026 ist nicht nur eine 
Frage des Geldes, sondern auch der Aner-
kennung und des Respekts gegenüber den 
Menschen. Nur durch eine breite und 
starke Beteiligung der Beschäftigten kann 
Druck auf die Arbeitgeberseite ausgeübt 
werden. Wir rufen daher ALLE Mitglieder 
auf, sich aktiv in die Tarifrunde einzubrin-
gen; durch Demos, Warnstreiks und gege-
benenfalls Streiks. Wir sind es wert!       

Jens Mohrherr

Im Februar 2026 begannen in Hes-
sen die Tarifverhandlungen für die Be-
schäftigten des öffentlichen Dienstes. 
Angesichts der Herausforderungen der 
vergangenen Jahre und der teils unzu-
reichenden Wertschätzung durch Politik 
und Arbeitgeber wird diese Tarifrunde 
zu einem entscheidenden Moment. Un-
ter dem Credo „Wenn nicht JETZT, wann 
dann?“ fordert die hessische Gewerk-
schaft der Polizei (GdP) eine deutliche 
Verbesserung der Arbeits- und Einkom-
mensbedingungen. Doch was genau 
steckt hinter diesen Forderungen, und 
warum sind sie so wichtig?
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// AUS DEM LANDESBEZIRK //

GdP – ES LOHNT SICH, GENAUER HINZUSCHAUEN!

Rechtsstaatlichkeit und Verhältnis-
mäßigkeit sind der Maßstab unseres 
Handelns. Ein demokratisches Selbstver-
ständnis schließt die klare Ablehnung ex-
tremistischer Tendenzen und Populismus 
ein. Der Schutz der Würde des Menschen 
gemäß Artikel 1 Grundgesetz ist und 
bleibt unsere Verpflichtung.

Seit 75 Jahren nehmen wir maßgeb-
lichen Einfluss auf die Entwicklung einer 
zivilen, bürgernahen Polizei. Hessen war 
das erste Bundesland, das die zweigeteilte 
Laufbahn eingeführt hat – ein Modell, auf 
das viele andere Länder noch heute mit 
Neid blicken.

Den 75. Geburtstag der GdP Hessen 
feiern wir im Rahmen unseres Landes-
delegiertentages vom 21. bis 23. April in 
Marburg. 

Die GdP ist heute die weltweit größ-
te Polizeigewerkschaft und genießt einen 
hohen Stellenwert in der Landespolitik. 
Nicht jede und jeder kann diese lange 
Geschichte im Detail nachvollziehen. An-
lässlich des 50-jährigen Bestehens der 
GdP Hessen wurde daher eine Chronik 
veröffentlicht, die weiterhin abrufbar ist.
„Die Vergangenheit kann uns nicht 
sagen, was wir tun sollen, wohl aber, 
was wir lassen müssen.“ (José Ortega y 
Gasset)

Die GdP steht fest auf dem Boden der 
freiheitlich-demokratischen Grundord-
nung. Dieses Bekenntnis ist auch Voraus-
setzung für den Dienst als Polizeibeamtin 
oder Polizeibeamter in Hessen. Entspre-
chend ist es in § 2 unserer Satzung klar 
verankert: wir lehnen undemokratische 
Bestrebungen jeder Art ab und treten ak-
tiv für die Grund- und Menschenrechte 
ein. Unser Jubiläum fällt in eine politisch 
wie gesellschaftlich herausfordernde Zeit. 

Fragen der inneren und äußeren Si-
cherheit, soziale Ungleichheit, neue Ar-
beitsformen und die Auseinandersetzung 
mit Rassismus prägen die Debatten. Po-
lizistinnen und Polizisten sind Teil dieser 
Diskussion – mittendrin, nicht außen vor.

Demokratie braucht Mehrheiten und 
Vielfalt. In der GdP finden viele Stimmen 
Raum: Jugend, Frauen, Senior*innen, Viel-
falt, Fachlichkeit, Tarif- und Beamtenbe-
reich, Europa – wir sind die GdP. 

Mit unserer Mitgliedschaft in der eu-
ropäischen Gewerkschaftsvereinigung 
EU.Pol bekennen wir uns klar zur Euro-
päischen Union. Bundesweit sind über 
210.000 Kolleginnen und Kollegen in der 
GdP organisiert – in den Ländern ebenso 
wie bei BKA, Bundespolizei und Zoll.

Wir sind eine starke, verlässliche und 
durchsetzungsfähige Organisation – an-
sprechbar bis in die kleinsten Organisati-
onseinheiten. Unsere gewerkschaftspoli-
tischen Forderungen und unsere fachliche 
Expertise finden Gehör im Hessischen 
Landtag, bei Gesetzesvorhaben ebenso 
wie bei polizeifachlichen Fragestellungen. 

Unsere Fachgremien wirken landes- 
und bundesweit, unser Netzwerk reicht 
weit über Deutschland hinaus. Hinzu 
kommt ein umfangreiches Leistungsan-
gebot exklusiv für Mitglieder.

Als größte Polizeigewerkschaft in 
Hessen und Deutschland werden wir die-
sen Weg konsequent fortsetzen. Dafür 
braucht es Menschen, die sich mit unse-
ren Zielen, unserer Satzung und unserem 
Handeln identifizieren – aus Überzeugung 
und aus Haltung.

„Wir sind nicht gut, weil wir groß sind 
– wir sind groß, weil wir gut sind.“

Stillstand ist keine Option. Beim 28. 
Landesdelegiertentag werden wir zu 
zentralen Themen wie Digitalisierung, 
Vielfalt, Arbeits- und Gesundheitsschutz, 
Kommunikation und Vertrauensleutear-
beit Position beziehen. 

Auch die laufenden Projekte P 25 
und S 25 bleiben im Fokus. Sie stellen 
die größte organisatorische Veränderung 
der hessischen Polizei seit Einführung der 
Polizeipräsidien 2001 dar und führen ver-
ständlicherweise zu Verunsicherung. 

Als Personalvertretungen setzen wir 
daher von Beginn an auf Transparenz, Di-
alog und Beteiligung.

Die nächsten Höhepunkte sind die 
Tarifverhandlungen in Hessen, beginnend 
am 27. Februar in Wiesbaden. Hier setzen 
wir auf eure Solidarität und eure aktive 
Unterstützung.

Zum Abschluss danke ich allen, die in 
den vergangenen 75 Jahren Teil der GdP-
Familie waren und sind:
•	Danke an alle Kolleginnen und Kolle-

gen für ihren täglichen Einsatz für die 
Sicherheit,

•	Danke an alle Mitglieder für ihre Un-
terstützung,

•	Anerkennung für das Engagement der 
Ehren- und Hauptamtlichen,

•	Danke an die Bürgerinnen und Bürger 
für ihr Vertrauen in die Polizei.                                                                        

Jens Mohrherr

Die GdP im Bund feierte im September 
2025 ihr 75-jähriges Bestehen. Auch die 
GdP Hessen blickt auf 75 Jahre Erfolgs-
geschichte zurück. Gegründet 1951 auf 
den Trümmern von Diktatur und Welt-
krieg – in der Tradition der Weimarer Re-
publik – war und ist unsere historische 
Prämisse klar: Demokratie schützen und 
Bürgerrechte wahren. Das Fundament 
einer bürgernahen Polizei bedeutet für 
uns, paramilitärische Strukturen ebenso 
wie die Übertragung polizeilicher Auf-
gaben an Dritte konsequent abzulehnen.
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// IM STRASSENVERKEHR UNTERWEGS //

GLEICHE STRASSE - UNGLEICHE REGELN

Es ist eine dieser Szenen, die jeder 
kennt und bei denen man sich immer wie-
der fragt, ob es so etwas wie Schutzengel 
wirklich gibt: 

Eine Ampelkreuzung in der Innenstadt, 
dichter Feierabendverkehr, ein Kind an 
der Hand der Mutter. Trotz grüner Ampel 
für die Fußgänger ein kurzer Blick nach 
links, ein Blick nach rechts. Frei. Mutter 
und Kind gehen los. Dann ein Surren. 

Ein E-Bike schießt an den wartenden 
Autos und knapp an den beiden Fußgän-
gern vorbei. Vielleicht 25 Stundenkilo-
meter, vielleicht mehr. Bremsen, Schreie, 
Herzklopfen. Glück gehabt. Heute. 

Wer war das eigentlich? Keine Ahnung. 
Kein Kennzeichen, keine Identität, keine 
Möglichkeit, den Vorfall aufzuklären. Keine 
Möglichkeit einen rücksichtslosen Men-
schen zur Verantwortung zu ziehen. 

Nicht immer gehen diese Situatio-
nen gut aus. Im Oktober 2025 fährt ein 
E-Bike- Fahrer in Alzenau (Landkreis 
Aschaffenburg) ein zehnjähriges Mäd-
chen auf einem Fußgängerüberweg an 
und verletzt dieses schwer.

Anstatt sich um das Mädchen zu 
kümmern, flüchtet er unerkannt vom 
Unfallort, stellte sich später selbst der 
Polizei. Im September 2025 verletzte ein 
21-jähriger E-Bike-Fahrer einen 85-jäh-
rigen Fußgänger in Schwelm (Ennepe-
Ruhr-Kreis) schwer, der eine Straße über-
queren wollte. 
Willkommen im modernen Straßenver-
kehr – mit einem erstaunlich großen 
blinden Fleck: dem Fahrrad!

Dabei ist das Grundprinzip unseres 
Verkehrsrechts eigentlich klar und über 
Jahrzehnte bewährt: 

Straßenverkehr birgt Risiken. Wer am 
Verkehr teilnimmt, hat seine Eignung und 
die seines Gefährts nachzuweisen, ist 
identifizierbar und haftet für die Schä-

den, die er verursacht. Motorräder tragen 
Kennzeichen, Autos sowieso. Roller auch. 

Selbst E-Scooter, die leichter, langsa-
mer und in vielen Fällen deutlich weniger 
massiv sind als ein Fahrrad, benötigen ein 
Versicherungskennzeichen. Nur das Fahr-
rad nicht und damit ausgerechnet das 
Verkehrsmittel, das durch den Siegeszug 
der E-Bikes längst kein harmloser Draht-
esel mehr ist.

Moderne E-Bikes bringen schnell 20 
bis 30 Kilogramm auf die Waage und er-
reichen Geschwindigkeiten, die im Stadt-
verkehr mit denen motorisierter Fahrzeu-
ge konkurrieren. 

Damit sind sie sogar im Durchschnitt 
schwerer als die meisten E-Scooter und in 
ihrer Höchstgeschwindigkeit nicht starr 
begrenzt. Dazu kommt, dass sie sich im 
Gegensatz zu den klassisch motorisierten 
Gefährten zwischen Autos, Fußgängern, 
Kindern und älteren Menschen bewegen 
– oft auf engem Raum, nicht selten dort, 
wo sie eigentlich gar nicht fahren dürften. 
Das Gefahrenpotenzial ist real. 

Gerade für Fußgänger ist ein Zusam-
menprall mit einem so schnellen und 
schweren Gefährt aus Metall ein erheb-
liches Gesundheitsrisiko. 

Dabei sind E-Bikes natürlich deutlich 
risikobehafteter, aber auch ein reguläres 
Fahrrad reicht für schwere Unfälle voll-
kommen aus.
Haftungs- und Versicherungsfragen

Spätestens beim Blick auf die Haf-
tungsfrage wird die Schieflage der aktu-
ellen Situation deutlich. 

Wird ein Fußgänger von einem Auto 
erfasst, greift die Kfz-Haftpflicht. Beim E-
Scooter ebenfalls. 

Wird ein Fußgänger von einem Fahr-
rad oder E-Bike verletzt, hängt alles vom 
„guten Willen“ des Verursachers und von 
dessen privater Haftpflichtversicherung 

ab, sofern überhaupt eine besteht und 
den Schaden abdeckt. 

Tut sie das nicht, bleibt das Opfer oft 
allein zurück. Mit Behandlungskosten, 
Verdienstausfall, Folgeschäden, recht-
lichem Ärger. Der Schaden ist dann ge-
nauso real wie die fehlende Vorsorge 
durch den Gesetzgeber, der andere gleich 
gelagerte Fälle durch eine Versicherungs-
pflicht deutlich angenehmer für die Ge-
schädigten gestaltet und bewusst eine 
Absicherung geschaffen hat.

Hier zeigt sich deutlich, worum es ei-
gentlich geht: 
Gleichbehandlung und Schutz im Ver-
kehrsraum 

Nicht im moralischen Sinne, sondern 
im rechtlichen und systemischen. Wer ein 
vergleichbares Risiko schafft, sollte auch 
vergleichbare Pflichten tragen. 

Es ist kaum vermittelbar, warum ein 
E-Scooter mit 20 km/h und geringem 
Gewicht versicherungspflichtig ist, ein 
E-Bike mit 25 km/h, höherer Masse und 
erheblich größerer Reichweite aber nicht. 
Noch schwerer erklärbar ist, warum sich 
der Schutz der Opfer nach der Antriebsart 
richtet – und nicht nach dem tatsächli-
chen Schadenspotenzial. 

Schon rein physikalisch betrachtet, 
ist das Schadenspotenzial eines E-Bikes 
deutlich höher als das eines E-Scooters, 
da ein höheres Gewicht und eine höhe-
re Geschwindigkeit zu mehr kinetischer 
Energie führen. 

Ein E-Bike mit einem 100 kg schwe-
ren Mann bei 25 km/h entfaltet bei einem 
Unfall mit einem Fußgänger in etwa die 
gleiche Energie (rund 3,1kJ) wie ein Klein-
wagen mit 10 km/h.

Die Ungleichbehandlung hat Folgen, 
auch für die Akzeptanz von Regeln. Fahr-
radfahrer stehen seit Jahren in der Kritik, 
Verkehrsregeln häufiger zu missachten – 
Rotlicht, Gehweg, Vorfahrt. 

Wenn es um Polizeiarbeit geht, habe ich eine sehr große, persönliche Passion, der 
ich interessanterweise jedoch nur in der polizeilichen Theorie und fast schon privat 
fröne: der Straßenverkehr und seine Akteure. Da mir offensichtlich die privaten und 
dienstlichen Fahrten nicht ausreichen, um mich aktiv diesem Thema zu widmen, folge 
ich einer Vielzahl an Dashcam-Kanälen. Für mich sind diese Formate so etwas wie das 
Trash-TV des Privatfernsehens, weil ich mich ohne eigenes Risiko an den wahnsin-
nigen Manövern und unvorstellbaren Dummheiten fragwürdiger Personen ergötzen 
kann. Dabei ist die existenzielle Grundlage dieser Kanäle die Kombination aus allge-
genwärtigem Voyeurismus und der sehr traurigen Entwicklung, dass viele Verkehrs-
teilnehmer das Gefühl haben, sich aktiv vor anderen Menschen schützen zu müssen.
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Ob diese Kritik immer gerechtfertigt 
ist, sei dahingestellt. Entscheidend ist das 
strukturelle Problem: 
Ohne Kennzeichen ist eine nachträgli-
che Identifizierung kaum möglich 

Ohne Identifizierung keine Sanktion. 
Ohne Sanktion kein Lerneffekt. 

Wer sich regelkonform verhält, fühlt 
sich benachteiligt. Wer sich rücksichtslos 
verhält, fährt davon, auch bei Kontrollen. 
Rechtsgleichheit sieht anders aus und 
sind wir doch mal ehrlich: Droht keine 
Strafe, verhält ein Mensch sich deutlich 
weniger sozialkonform.
Schreckgespenst Verwaltungsaufwand

An dieser Stelle wird regelmäßig ein 
bestimmter Einwand erhoben, um trotz 
nachvollziehbarer Argumente den aktuel-
len Mangelzustand beizubehalten: 

Der drohende Verwaltungsaufwand. 
Zu viele Fahrräder, zu viel Bürokratie, 

zu viele Kosten. 
Ein bekanntes Argument, aber auch 

eines, das bei genauerem Hinsehen an 
Überzeugungskraft verliert. 

Die Versicherungsgesellschaften be-
treiben bereits heute millionenfache Ver-
waltung für Versicherungskennzeichen: 
für Mofas, Roller, Kleinkrafträder und E-
Scooter. Die Systeme existieren, sie funk-
tionieren, sie sind erprobt. 

Die einzige Herausforderung ist die 
potenzielle Masse an Objekten. Schätzun-
gen gehen von über 80 Millionen Fahr-
rädern aus, die in Deutschland existieren. 
Blicke ich in den Fahrradkeller unseres 
Mehrfamilienhauses, dürfte jedoch die 
Menge „aktiver“ Fahrräder deutlich gerin-
ger ausfallen.

Die bekannten Prozesse aus dem Be-
reich der Versicherungskennzeichen mit 
den dahinterliegenden Mechanismen und 
Berechnungsgrundlagen können schlicht 
angepasst und entsprechend skaliert wer-
den. Das größte Problem dürfte hierbei 
sein, dass das aktuelle Format der Versi-
cherungskennzeichen aus drei Buchsta-
ben und drei Zahlen besteht und nicht für 
alle zukünftigen Fahrzeuge reichen dürf-
te. Ein vergleichsweise kleines Problem, 
wenn man mich fragt.

Klar, Bürokratie ist unbequem – aber 
sie ist der Preis für Verlässlichkeit, Fair-
ness und Rechtssicherheit und gemeinsa-
me Regeln sind vor allem dort wichtig, wo 
Menschen aufeinandertreffen.
Eine Kennzeichen- und Versicherungs-
pflicht für Fahrräder 

Sie ließe sich pragmatisch umsetzen: 
angelehnt an eben jene etablierten Pro-
zesse, mit niedrigen Beiträgen für norma-

le Fahrräder, etwas höheren für E-Bikes, 
mit klaren Ausnahmen für Kinder unter 
14 Jahren. 

Kein bürokratisches Monster, sondern 
eine sachgerechte Erweiterung eines be-
stehenden Ordnungsrahmens mit einem 
klaren Ziel: Fahrräder, die auf öffentlichen 
Wegen genutzt werden, müssen eine Haft-
pflichtversicherung und ein entsprechen-
des Versicherungskennzeichen vorweisen.
Für die Verkehrssicherheit des Gefährts 
haften Fahrzeughalter und Fahrzeug-
führer

Beim Neukauf muss zukünftig vom 
Händler ein Pass ausgestellt werden, der 
alle notwendigen Daten enthält, die zum 
Fahrrad gehören, quasi eine Art einheitli-
cher Fahrradpass. 

Bereits im Gebrauch befindliche Fahr-
räder kommen mit freiwilligen Angaben 
zu Hersteller, Modell, Farbe und eventuel-
ler Rahmennummer aus. Für E-Bikes sind 
diese Angaben auch bei älteren Modellen 
verpflichtend. Ein Balance-Akt zwischen 
möglichst simpler Umsetzung und Errei-
chen des verfolgten Ziels, aber ein mach-
barer.

Mit erschwinglichen Beiträgen, die 
steuerlich als Mobilitätsgarantie ab-
setzbar sein sollten und im Rahmen von 
Sozialleistungen auch erstattet werden, 
wird auch niemand benachteiligt und die 
Teilnahme am Straßenverkehr steht wei-
terhin jeder Person offen.
Eine Vision oder Handlungszwang?

Diese Vision kann man teilen, oder 
eben nicht. Ich sehe Bürokratie und Ver-
waltung als Mittel zum Zweck und am 
Ende geht es um eine grundsätzliche Fra-
ge: 

Wollen wir Verkehrsarten weiter 
künstlich und unbegründet abgrenzen 

oder wollen wir den Verkehrsraum als das 
behandeln, was er ist: ein gemeinsamer 
Raum mit gemeinsamen Risiken und ge-
meinsamen Regeln? 

Fahrräder sind ein wichtiger Bestand-
teil unserer modernen Mobilität. Aber 
moderne Mobilität braucht moderne Re-
geln. Wer am Verkehr teilnimmt, sollte 
identifizierbar sein, haften können und 
Verantwortung tragen – nicht aus Miss-
trauen, sondern aus Fairness gegenüber 
denen, die den Schaden tragen, wenn et-
was schiefgeht.                                          

Alexander Björn Spangenberg

Sind wir also gespannt auf den ge-
samten Artikel des Autors.                              

Redaktion

Hinweis der Redaktion:
In der nächsten Ausgabe des Polizeireport im 
Juni 2026 erscheint der nächste Artikel des 
Autors zum Thema „Straßenverkehr“. 
Thema wird sein: „Eine Geschichte über die 
Beziehung von Führerschein und Selbstver-
ständlichkeit“.
Neugierig geworden?
Hier ein paar Zeilen daraus als Vorabprint:
...“Unser System reagiert spät, verhalten und 
wenig konsequent auf auffällige Personen 
und stellt den Erwerb und Bestand einer 
Fahrerlaubnis über das Interesse der Allge-
meinheit an sicherem Straßenverkehr. Mit 
ein wenig Polemik könnte man sagen, dass es 
in Deutschland deutlich zu schwer ist, seine 
Fahrerlaubnis zu verlieren. 
Ein weiteres Problem bei der Identifizierung 
gefährlicher Verkehrsteilnehmer ist nach 
meiner Wahrnehmung aber auch die Polizei 
bzw. die Justiz selbst. Ich habe bereits diver-
se, klare Sachverhalte privat angezeigt und 
bin ausnahmslos jedes Mal vom Ausgang 
schwer enttäuscht worden. 
Beispiele gefällig?
•	Jemand fährt rückwärts auf dem zur Nut-

zung geöffneten Standstreifen der Auto-
bahn, ich muss eine Gefahrenbremsung 
durchführen, um einen Unfall zu verhin-
dern. – „Keine konkrete Gefährdung er-
sichtlich. Die Strafanzeige wird eingestellt.“

•	Jemand überholt im Gegenverkehr mit 
einem vollbesetzten Fahrzeug und stark 
überhöhter Geschwindigkeit, sodass ich 
stark bremsen und zum Fahrbahnrand aus-
weichen muss? „Das ist nur eine Ordnungs-
widrigkeit.“

•	Das aber noch nicht alles: Eben jener Tä-
ter zieht als Reaktion auf meine Lichthupe 
- klar erkennbar absichtlich - kurz vor mir 
noch mal deutlich mehr vor mein Fahrzeug, 
lenkt im letzten Moment nach rechts auf 
seine Spur und schreit währenddessen 
mit wutverzerrtem Gesicht: „Sie sind doch 
ausgewichen, dann war das keine ausrei-
chende Gefährdung. Sie können sich einen 
Zeugenfragebogen abholen...“
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